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Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 

auf:

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Patrick Friedl u. 

a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Finger weg vom Verbandsklagerecht - Gegen eine Einschränkung des 

Umweltverbandsklagerechts in Bayern (Drs. 19/9684)

Ich eröffne die Aussprache. Erster Redner ist Herr Kollege Christian Hierneis von 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Christian Hierneis (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, werte Kolleginnen 

und Kollegen! Seit wir diesen Antrag im Umweltausschuss behandelt haben, gehen 

die Angriffe auf unsere Natur und damit auf unsere Lebensgrundlagen und die Schön-

heit unserer bayerischen Heimat unverändert weiter – insbesondere dank der CSU. 

Die Bewahrung der Schöpfung ist Ihnen offenbar nichts mehr wert.

Nicht nur, dass die CSU unsere Natur nicht wiederherstellen will und damit ihre weite-

re Zerstörung billigend in Kauf nimmt – siehe CSU-Antrag der letzten Plenarsitzung –, 

die CSU-Landesgruppe im Bundestag und die bayerische Ministerriege wollen auch 

die Verbandsklagerechte abschaffen und außerdem die Transparenz- und Informati-

onsfreiheitspolitik zurückfahren. – Ich habe zitiert. Transparenz und Informationsfrei-

heit schleifen Sie auch gerade. Damit schleifen Sie die Beteiligung der Menschen in 

unserem Land, und damit schleifen Sie die Demokratie.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Umweltverbandsklagen, die ebenfalls die Beteiligung der Menschen an der Demo-

kratie sichern, wollen Sie ganz abschaffen und setzen das gerade schon mit dem 

neuen Infrastruktur-Zukunftsgesetz um, weil die Klagen angeblich Verkehrsprojekte 

verzögern. Was Sie nicht verstanden haben oder nicht verstehen wollen: Verbandskla-

gen richten sich niemals gegen ein bestimmtes Projekt; Verbandsklagen richten sich 
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ausschließlich gegen Rechtsverstöße. Zum Vergleich: Durchschnittlich werden gerade 

einmal 12 % aller verwaltungsgerichtlichen Klagen von den Klägern gewonnen. Bei 

den Umweltverbandsklagen sind es dagegen über 50 %. Das sind offensichtlich ganz 

schön viele Rechtsverstöße, und zwar Rechtsverstöße zulasten unserer Natur. Die 

Klagen sind bei dieser Erfolgsquote offensichtlich berechtigt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie, die Sie sich immer als Partei des Rechtsstaats und des Grundgesetzes aufman-

deln, müssten die Überprüfung und die Korrektur von Rechtsverstößen doch eigentlich 

begrüßen.

(Michael Hofmann (CSU): Wir mandeln uns überhaupt nicht auf, Herr Kollege! 

Das ist unverschämt!)

– Aufmandeln. – Im Gegenteil, Sie wollen, dass Rechtsverstöße zulasten unserer 

Natur nicht mehr durch Gerichte aufgedeckt und korrigiert werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Novellierungen des Informationsfreiheitsgesetzes und des Umwelt-Rechtsbehelfs-

gesetzes, das Infrastruktur-Zukunftsgesetz und einzelne Teile Ihrer Modernisierungs-

gesetze sind Maßnahmen, die die Rechte von Menschen in unserem Land beschnei-

den. Damit sind sie ein Schlag gegen die Zivilgesellschaft und gegen die Natur. Das 

hat nichts mit Bürokratieabbau zu tun, das ist Demokratieabbau.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf)

Die Einschränkung von begründeten Klagen gegen staatliches Handeln ist zugleich 

ein Schleifen der Rechtsstaatlichkeit.

(Zuruf)

– Wenn Sie sich so aufregen, habe ich Sie offensichtlich genau getroffen.
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(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf)

Das schadet am Ende der Natur, weil diejenigen, die sich für den Erhalt der Natur 

einsetzen, mundtot gemacht werden.

(Michael Hofmann (CSU): So ein Quatsch!)

Zu Ihrem Vorwurf, Klagen verzögern Projekte: Gerade einmal 0,1 % aller Klagen vor 

Verwaltungsgerichten sind Klagen von Umweltverbänden. Zwischen 2010 und 2019 

wurden von insgesamt 239 Klagen gegen Bundesautobahnprojekte nur 20 von Um-

weltverbänden eingereicht. Der Bau der zweiten Stammstrecke in München verzögert 

sich um mindestens zwanzig Jahre, obwohl es keine einzige Verbandsklage gegen 

die zweite Stammstrecke gegeben hat. Dass bei der Verkehrsinfrastruktur nichts 

weitergeht, hat also offensichtlich ganz andere Gründe. Die Gründe sind bekannt: 

überlastete Behörden, Personalmangel, mangelnde Digitalisierung und unzureichende 

Planungsunterlagen. Daran sollten Sie arbeiten und nicht irgendeinen Sündenbock für 

das suchen, was Sie selbst verbockt haben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wissen Sie, wie Sie es ganz einfach schaffen könnten, dass es keine Verbandsklagen 

mehr gibt? – Indem einfach alle Projekte rechtskonform geplant werden.

(Zuruf)

Dann gibt es auch keinen Klagegrund mehr.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Hören Sie endlich auf, gegen die Natur und damit gegen die Schöpfung, gegen unsere 

Lebensgrundlagen und damit auch gegen die Schönheit unserer Heimat zu agitieren.

(Michael Hofmann (CSU): Wo die GRÜNEN regieren, gibt es keine Klagen und 

keine verlorenen Verfahren? Hören Sie doch mit dem Käse auf!)
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Der Angriff auf das Verbandsklagerecht ist ein weiterer Angriff auf den Schutz unserer 

Natur.

(Zuruf)

Wir GRÜNE stehen zum Rechtsstaat, zur demokratischen Beteiligung und zum Schutz 

unserer schönen bayerischen Natur.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Herr Hierneis, es gibt eine Meldung 

zu einer Zwischenbemerkung von Herrn Abgeordneten Mannes, AfD.

Gerd Mannes (AfD): Herr Hierneis, es geht Ihnen gar nicht um Naturschutz, es geht 

Ihnen darum, Lobbyismus für Ihre Organisation, für Ihre Verbände zu machen, um 

Steuergeld einzutreiben. Sie wollen Ihre grüne Vorfeldorganisation finanzieren; das ist 

der Punkt.

Ich habe eine Frage: Sie haben gesagt, Sie wollen die Umwelt schützen. Warum 

haben Sie dafür gesorgt, dass es praktisch unmöglich ist, gegen den Bau von Windrä-

dern zu klagen? Das ist doch auch eine Zerstörung der Umwelt. Da haben Sie dafür 

gesorgt, dass das nicht möglich ist. Da frage ich Sie, warum.

(Beifall bei der AfD)

Christian Hierneis (GRÜNE): Beim ersten Punkt liegen Sie völlig falsch. Klagen 

kosten Geld, und für Klagen bekommen die Umweltverbände keine Steuergelder. Mich 

würde interessieren, wie Sie auf diesen Irrsinn kommen.

(Gerd Mannes (AfD): Das ist doch falsch, was Sie sagen!)

Steuergeld für Klagen? Steuerfinanziert klagen? – Überhaupt nicht.

Wir sind auch nicht steuerfinanziert. Ich bin rein ehrenamtlich tätig. Für das, was ich 

mache, bekomme ich keinen Cent.
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Der andere Punkt ist: Da Sie dagegen sind, dass Umweltverbände klagen, sind Sie 

auch dagegen, dass der VLAB in Zukunft gegen Windräder klagt. Das müssten Sie 

Ihrer Wählerschaft einmal erklären. Damit sind nämlich Klagen gegen Windräder auch 

ausgeschlossen. Vielen Dank dafür, Herr Mannes.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Hierneis. 

– Nächster Redner ist Herr Kollege Franc Dierl für die CSU-Fraktion.

Franc Dierl (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der 

Antrag, den die GRÜNEN heute eingebracht haben, trägt einen Titel, der schon alles 

sagt – das haben Sie, Herr Kollege Hierneis, durch Ihre Rede auch bestätigt –: "Finger 

weg vom Verbandsklagerecht" als Imperativ. Kein Argument, keine Abwägung, keine 

Anerkennung der Wirklichkeit. Das haben Sie soeben eindrucksvoll bestätigt.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Genau das, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist das Problem in diesem Antrag. Er 

meißelt einen Status quo in Stein. Er fordert den Stillstand. Er will, dass sich nichts 

verändert – in einer Zeit, in der wir eigentlich alles verändern müssten. Ich sage das 

ohne Polemik. Ich sage das, weil ich glaube, dass wir eine sachliche – wohl gemerkt: 

eine sachliche – Debatte über ein Instrument führen müssen, das ursprünglich einem 

guten Zweck diente, das aber in seiner heutigen Ausformung leider zu einem ernsthaf-

ten Problem für unser Land geworden ist.

Das Verbandsklagerecht ist kein bayerisches Eigengewächs. Es ist in der Aarhus-Kon-

vention angelegt, einem internationalen Übereinkommen aus dem Jahr 1998, das 

Bürgern und Verbänden Zugang zu Umweltinformationen und zu Gerichten sichern 

wollte. Das war ein richtiger Gedanke: Beteiligung, Transparenz, Kontrolle. Das gehört 

auch zu einem funktionierenden Rechtsstaat.
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Schauen wir aber, was daraus geworden ist. Durch die extensive Auslegung des 

Europäischen Gerichtshofes und des Compliance Comittee der Aarhus-Konvention ist 

dieses Recht immer weiter ausgedehnt worden. Die ursprünglichen Hürden, die eine 

gewisse Steuerungswirkung hatten, wurden sukzessive abgetragen. Heute kann eine 

zum Beispiel in Hamburg ansässige Organisation in einem Verfahren klagen, das ein 

Projekt in Niederbayern betrifft – ohne jeden regionalen Bezug, ohne nachgewiesene 

Betroffenheit, ohne spürbares Risiko für die eigene Organisation. Das ist keine Beteili-

gung mehr; das ist strukturelle Verzögerung.

(Beifall bei der CSU)

Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich rede hier nicht von Theorie; ich rede von 

konkreten Projekten quer durch alle Bereiche unserer Daseinsvorsorge und vor allem 

unserer Infrastruktur. Ich rede von Brücken und Straßen, deren Planung jahrelang 

durch Verbandsklagen blockiert wird, während Pendlerinnen und Pendler täglich im 

Stau stehen oder Umwege in Kauf nehmen müssen.

Ich rede von Wohnbauprojekten, übrigens auch im sozialen Wohnungsbau, die durch 

Klagen aufgehalten werden, obwohl die Genehmigungen vorliegen, obwohl Gemein-

den verzweifelt Wohnraum schaffen wollen, obwohl Menschen auf Wartelisten stehen. 

Ich rede von Gewerbe- und Industrieansiedlungen, bei denen Investoren nach jahre-

langem Rechtsstreit resigniert abziehen und die Arbeitsplätze dann nicht in Bayern, 

sondern irgendwo anders entstehen lassen.

Ich rede von Bahntrassen und ÖPNV-Projekten, also genau jener Infrastruktur, die wir 

für eine klimafreundliche Mobilität dringend bräuchten, die aber durch Klagewellen auf 

Eis gelegt werden, häufig nicht wegen sachlich begründeter Umweltschäden, sondern 

wegen prozessualer Möglichkeiten, die ein – ich sage das deutlich – überdehntes 

Rechtssystem an dieser Stelle bietet.

Protokollauszug
84. Plenum, 07.07.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 6



Ich rede von Energieerzeugungsanlagen, von Stromtrassen und Leitungsinfrastruktur, 

von Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen, ja selbst von kommunalen Kläranlagen 

und Wasserversorgungsprojekten, die durch Verbandsklagen verzögert werden.

In all diesen Fällen gilt: Am Ende zahlt nicht der klagende Verband; am Ende zahlen 

die Bürgerinnen und Bürger mit längeren Wartezeiten, höheren Kosten und natürlich 

den fehlenden Einrichtungen.

Wir alle wollen lebenswerte Städte und Gemeinden, moderne Infrastruktur und wirt-

schaftliche Stärke dieses Landes. Man kann aber nicht gleichzeitig Beschleunigung 

fordern und jedes Instrument blockieren, das Beschleunigung erst möglich macht. Das 

passt nicht zusammen. Diesen Widerspruch löst der Antrag der GRÜNEN mit keiner 

einzigen Zeile.

Lassen Sie mich ganz klar sagen, worum es uns geht und worum es uns nicht geht. 

Uns geht es hier nicht darum, Umweltschutz auszuhebeln. Uns geht es nicht darum, 

Bürgerbeteiligung zu beschneiden. Uns geht es nicht darum, berechtigte Einwände 

gegen Infrastrukturprojekte aus dem Verfahren zu drängen. All das sind Unterstellun-

gen, lieber Herr Kollege Hierneis, die in der politischen Debatte zu schnell erhoben 

werden und die einer ehrlichen – ich sage noch einmal: einer ehrlichen – Auseinan-

dersetzung überhaupt nicht standhalten.

Uns geht es darum, das Verbandsklagerecht auf das zurückzuführen, was es eigent-

lich sein soll: ein rechtsstaatliches Instrument mit regionaler Verankerung, mit tatsäch-

licher Betroffenheit als Voraussetzung und mit klaren Grenzen für Klagen, die aus-

schließlich zur Verzögerung eingesetzt werden – kurz gesagt: Reform statt Blockade, 

Steuerung statt Beliebigkeit.

Dieser Landtag hat sich nicht zum ersten Mal mit dem Thema befasst. Am 27. Febru-

ar 2025 haben wir hier gemeinsam den Beschluss gefasst: "Ausbau der Energieinfra-

struktur beschleunigen und Grundversorgung sichern: Verbandsklagerecht einschrän-

ken". Das war ein klares Signal dieses Hohen Hauses, ein Signal, das noch heute gilt.
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Erst vor Kurzem haben CSU und FREIE WÄHLER nachgelegt: "Verbandsklagerecht 

reformieren, Betroffenheiten regionalisieren!". Wir fordern in dem Antrag, dass aner-

kannte Umweltverbände künftig nur dann klagen dürfen, wenn sie in dem Bundesland 

ihren Sitz und Schwerpunkt haben, in dem das Projekt realisiert werden soll. Das ist 

kein Angriff auf den Rechtsstaat – das ist Augenmaß.

Bayern hat diese Position auch auf europäischer Ebene eingebracht und mit einem 

gemeinsamen Schreiben der Staatskanzlei und des Staatsministeriums für Umwelt 

und Verbraucherschutz vom 23. Dezember 2025 EU-Umweltkommissarin Jessika 

Roswall direkt angesprochen und eine Reform der Aarhus-Konvention gefordert. Das 

ist keine Ankündigung – das ist Handeln.

Im Koalitionsvertrag von CSU und FREIEN WÄHLERN für diese Legislaturperiode 

ist die Einschränkung zu weitgehender Verbandsklagerechte als erklärtes Ziel der 

Regierungskoalition verankert. Das haben wir den Wählerinnen und Wählern gesagt, 

und das setzen wir auch um.

Auch auf Bundesebene ist dieser Kurs beschlossen. Der Koalitionsvertrag von 

CDU/CSU und SPD legt fest, das Verbandsklagerecht zu reformieren, zu straffen und 

auf das europäische Mindestmaß abzusenken. Die Bundesregierung will zudem durch 

eigene Initiativen auf eine weitere internationale Reduzierung hinwirken.

Unser Weg ist kein bayerischer Sonderweg – das ist eine breite politische Linie auf 

Landes- und Bundesebene.

Vor diesem Hintergrund möchte ich ganz klar benennen, was der Antrag der GRÜNEN 

inhaltlich bedeutet. Er fordert, dass sich der Landtag gegen jede – ich betone: jede – 

Einschränkung ausspricht; nicht gegen unzumutbare, nicht gegen unverhältnismäßige, 

nicht gegen willkürliche Einschränkungen, sondern gegen jede Einschränkung. Er 

fordert, dass die Staatsregierung keinerlei Initiativen ergreift, und er fordert, Bayern 

solle sich im Bundesrat dafür einsetzen, das bestehende Recht uneingeschränkt zu 

bewahren.
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Das ist nicht Schutz des Umweltrechts – das ist Lähmung der Politik. Das ist der 

Versuch, auf dem Weg des Parlamentsbeschlusses ein Instrument einzufrieren, das 

längst reformbedürftig ist und welches die demokratisch legitimierten Institutionen auf 

zwei Regierungsebenen bereits reformieren wollen. Dem können und werden wir nicht 

folgen, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen.

Wer ein modernes, leistungsfähiges Bayern will, muss Brücken bauen, Wohnraum 

schaffen, Betriebe ansiedeln und Infrastruktur genehmigen können – und zwar in 

angemessener Zeit. Wer die Handlungsfähigkeit des Staates ernst nimmt, muss Ver-

fahren so gestalten, dass am Ende nicht derjenige gewinnt, der am längsten klagen 

kann, sondern derjenige, der das bessere Argument hat.

Das ist keine Frage von Umwelt gegen Wirtschaft. Das ist eine Frage, ob wir als Ge-

setzgeber unsere Verantwortung wahrnehmen oder ob wir zusehen, wie ein ausufern-

des Klagerecht die Handlungsfähigkeit dieses Staates aushöhlt. Wir nehmen diese 

Verantwortung mit Sachverstand, mit Augenmaß und mit klarem Willen zur Reform 

wahr. Aus diesem Grund lehnen wir Ihren Antrag ab.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Es liegt eine Meldung zu einer Zwi-

schenbemerkung von Herrn Kollegen Christian Hierneis, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

vor.

Christian Hierneis (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Kollege Dierl, wenn Umweltver-

bandsklagen aus Ihrer Sicht so ein riesiges Problem darstellen, weil sie so wahnsinnig 

viele Projekte verzögern, dann können Sie uns doch sicher problemlos fünf konkrete 

Beispiele aus Bayern nennen, wo Umweltverbandsklagen unberechtigterweise – also 

ohne Aussicht auf Erfolg, ohne Rechtsgrund – Projekte massiv verzögert haben. Fünf 

konkrete Beispiele, bitte, fünf Stück.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Franc Dierl (CSU): Lieber Herr Kollege Hierneis, Sie wollen jetzt unterstellen, dass 

Verbandsklagen ohne Sinn und Zweck erhoben werden.

(Zurufe)

– Lassen Sie mich ausreden. Ich kann Ihnen die Beispiele nennen.

(Staatsminister Dr. Florian Herrmann: Fischotter, Wolf!)

Sie wissen aus dem Umweltausschuss genauso gut wie ich, wo wir Verbandsklagen 

haben. Zum Beispiel sind die Verbandsklagen hinsichtlich des Fischotters vollkommen 

sinnfremd. Die Fischzüchter bei uns hier haben die Sorge, dass unsere Teiche leer 

sind.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Die wissen nicht mehr, wie wir die Menschen mit heimischem Speisefisch versor-

gen sollen. Da kommen dann Verbandsklagen wegen dieses possierlichen Tierchens 

Fischotter. Das wird in der Öffentlichkeit rauf und runter gedroschen, lieber Herr Hiern-

eis.

(Christian Hierneis (GRÜNE): Ein Beispiel!)

Sie wissen ganz genau, dass es noch andere Bereiche gibt, wo das genauso erfolgt 

und wo man das einfach ausnutzt. Da sind wir wieder bei dem Punkt, wo mit solchen 

Klagen Geld gemacht wird, lieber Herr Hierneis. Sie wissen es an dieser Stelle ganz 

genau.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Michael Hofmann (CSU): Wir 

sind immer schuld! Hör doch auf!)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Dierl. – 

Nächster Redner ist Herr Abgeordneter Mannes für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)
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Gerd Mannes (AfD): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Damen und Herren! 

Grüne radikale NGOs haben unser Land in politische Geiselhaft genommen. Fanatiker 

ohne beruflichen Ehrgeiz haben unsere Leistungsgesellschaft zum Feindbild erklärt, 

und der Steuerzahler, der muss diesen Wahnsinn auch noch bezahlen.

Hier im Landtag – Herr Hierneis, Sie haben es gerade vorgetragen – sitzen Abgeord-

nete – Sie gehören dazu –, die diesen selbsternannten Weltenrettern möglichst viel 

Geld und Einfluss zukommen lassen wollen.

(Christian Hierneis (GRÜNE): So ein Schmarrn!)

Das Ergebnis dieser Dummheit ist vernichtend. Wertschöpfung wird zerstört, Infra-

struktur lahmgelegt. Sie, die Ökosektierer, terrorisieren die Leistungsträger aus Indus-

trie und Handwerk. Das ist einfach die Wahrheit.

Und noch etwas: Teilweise wurde von ausländischen Organisationen und Unterneh-

men subventioniert, Beispiel Toyota; ich habe das im Ausschuss schon angeführt. In 

der Vergangenheit war Toyota ein Hauptsponsor der sogenannten Umwelthilfe. Die 

Umwelthilfe ist ein Hauptakteur bei der Zerstörung der deutschen Automobilindustrie. 

Absolut inakzeptabel!

(Beifall bei der AfD)

Diese militanten linken NGOs werden von Regierungen regelrecht mit Steuergeld 

gemästet.

(Christian Hierneis (GRÜNE): Lüge!)

Wissen Sie, was die machen, statt sich für Klimaschutz einzusetzen? – Ihre grüne 

Vorfeldorganisation setzt sich auf Staatskosten für ein AfD-Verbot ein. Die Bundesre-

gierung hat seit 2020 über 300 Millionen Euro an fragwürdige Organisationen gezahlt. 

Und was haben die gemacht? – Diese demokratiefeindliche Demo gegen den AfD-
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Parteitag in Erfurt. Das war eine absolute Entgleisung. Das hat das gezeigt. Absolut 

inakzeptabel! Mit Umweltschutz hat das Ganze nichts zu tun.

Sie haben gesagt, das sei ein Angriff auf die Umwelt. – Nein, das ist ein Angriff auf 

unseren Wohlstand, Herr Hierneis. So schaut es aus. Deshalb ist für die AfD ganz 

klar: Dieses Verbandsklagerecht muss massiv eingeschränkt werden.

Die Vergangenheit hat es gezeigt: Diese zerstörerischen Klagewellen gegen die In-

dustrie und gegen Infrastrukturprojekte sind einfach inakzeptabel.

Vom Kollegen wurde schon richtig ausgeführt, dass es auch juristische Angriffe aus 

anderen Bundesländern gibt, also von Leuten, die das gar nicht betrifft. Also, noch ein-

mal: Das Verbandsklagerecht darf kein Machtinstrument für steueralimentierte NGOs 

sein.

(Beifall bei der AfD)

Wir brauchen diese bürokratischen Zerstörungswerkzeuge nicht.

Das Gegenteil ist der Fall: Bayern muss schneller und effizienter werden. Demokratie 

heißt, dass Parlamente, also wir, im Interesse der Bürger entscheiden. Da brauchen 

wir keine Aktivisten, die unser ganzes Land lahmlegen. Naturschutz ist wichtig – das 

stimmt –, aber natürlich insbesondere für persönlich Betroffene; die müssen das Recht 

haben, gegen Planungsfehler juristisch vorzugehen. Das ist wichtig. Darum geht es 

den GRÜNEN aber nicht.

(Christian Hierneis (GRÜNE): Doch, genau darum!)

– Nein, Sie, die Ökosozialisten, betreiben Lobbyarbeit für das Eintreiben von Steuer-

geld zur Finanzierung Ihrer politischen Vorfeldstrukturen. So sieht‘s aus – und das 

zum Leid von Pendlern, von Unternehmen und im Grunde genommen von allen Deut-

schen, die hier die Wertschöpfung voranbringen wollen.
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Das Ziel der AfD ist also klar: Wir brauchen hier eine 180-Grad-Wende. Diese poli-

tisch motivierten Förderstrukturen müssen trockengelegt werden. Deutschland braucht 

mehr Investitionen, mehr Unternehmensgründungen und weniger Aktivisten ohne 

Mehrwert. Leistung muss sich wieder lohnen und darf nicht behindert werden. Diese 

Deindustrialisierung, die Sie auf den Weg gebracht haben, muss gestoppt werden. Ein 

Land, in dem jede Straße und jedes Kraftwerk jahrelang durch Klagen verschleppt 

werden kann, ist kein handlungsfähiger Industriestaat. Diese Angriffe auf ganze Indus-

trien und Wertschöpfungsketten müssen aufhören.

Das hat jetzt auch die Bundesregierung verstanden. Die Reform des Umwelt-Rechts-

behelfsgesetzes sieht Einschnitte vor. Das ist richtig. Uns gehen sie nicht weit genug. 

Da müssen wir einmal gucken. Man müsste gucken, ob die Aarhus-Konvention über-

prüft und geändert werden kann. Diese übertriebenen Vorschriften der Klagemöglich-

keiten müssen also einfach weg. Deutschland braucht einen radikalen Bürokratieab-

bau – und zwar mit der Motorsäge.

Das Verbandsklagerecht muss einfach – ich habe es vorhin schon gesagt – auf ein 

absolutes Minimum zurückgeschnitten werden. Wir haben hier keine Umweltkrise, wir 

haben eine Wirtschaftskrise. Darauf müssen sich die politischen Aktivitäten ausrichten. 

Ziel muss die Wiederherstellung der Wettbewerbsfähigkeit sein. Wir lehnen den An-

trag der GRÜNEN ab.

(Beifall bei der AfD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Danke schön. – Nächste Rednerin ist 

Frau Kollegin Marina Jakob für die FREIEN WÄHLER.

Marina Jakob (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Das Verbandsklagerecht beschäftigt uns schon seit geraumer Zeit. Tat-

sächlich wird es, wie der Kollege ausgeführt hat, nicht besser, es wird nur schlechter.
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Kollege Hierneis, ich wollte meine Rede damit beginnen, ganz konkrete Beispiele zu 

nennen, damit man auch an Beispielen sehen kann, was das Problem des Verbands-

klagerechtes ist. Ich fange mit meinem Lieblingsthema an, das ist die Fischotterverord-

nung.

Die Fischotterverordnung wurde zweimal von einem Verband beklagt, der nicht einmal 

in Bayern ansässig ist. Das ist eine Frechheit sondergleichen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Er kennt die Zustände nicht. Er weiß nicht, wie wir in Bayern arbeiten, wie wir handeln. 

Er hat sich nicht einmal mit dem örtlichen BUND Naturschutz abgesprochen, der in 

dem Fall tatsächlich auf eine Klage verzichtet hat, weil man die Notwendigkeit erkannt 

hat und weiß, wie es vor Ort ist und dass eine Klage hier total überflüssig ist.

Wir müssen unseren Fischwirten helfen. Machen wir das nicht bald, dann werden wir 

in Bayern keine Teichwirtschaft mehr haben. Dadurch verlieren wir einen ganz großen 

und wichtigen Teil an Natur- und Artenvielfalt.

Wir haben schon über zwei Millionen Euro Entschädigung ausgezahlt. Wo soll das 

hinführen? Wer hat das Geld? Wir müssen hier wirklich massiv entnehmen. Dazu sind 

wir jetzt wieder auf einem guten Weg.

Genau dieser Punkt zeigt: Örtliche Betroffenheit muss das Mindeste sein, damit man 

gegen eine Verordnung klagen kann.

Das nächste Beispiel stammt aus meiner Heimatregion. Hier ist zwar örtliche Betrof-

fenheit vorhanden, aber die Klage selbst ist genauso Schwachsinn. Der örtliche BUND 

Naturschutz klagt gegen eine Monoverbrennungsanlage, die dort gebaut werden soll; 

sie verzögert sich um mittlerweile drei Jahre. Warum baut man eine Monoverbren-

nungsanlage? – Weil es gesetzlich vorgeschrieben ist, ab 2029 ab 100.000 Einwohner 

eine Phosphorrückgewinnung zu gewährleisten.
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Was ist die Folge, wenn wir die Anlage dort – in einem Gebiet, wo Wärme und Strom 

vorhanden sind, wo es einfach nur Sinn macht, sie dort hinzusetzen, weil hier die 

ganzen umliegenden Kommunen ihren Klärschlamm bringen – nicht bauen? –

Die Folge ist: Wir fahren Hunderte, Tausende von Kilometern in den Osten, wo 

die nächste freie Klärschlamm-Monoverbrennungsanlage ist, nur weil dem örtlichen 

BUND Naturschutz das Verfahren, das das Unternehmen gewählt hat, nicht passt.

Ein weiteres Beispiel ist das Pumpspeicherkraftwerk Riedl. Der örtliche BUND Natur-

schutz hat dagegen geklagt. Gegen den Frankenschnellweg wurde geklagt. Gegen die 

Bayerische Wolfsverordnung wurde geklagt. Gegen den A94-Ausbau Isental wurde 

geklagt. Gegen den SuedLink wurde geklagt.

Ein Großteil der Projekte, die mittlerweile umgesetzt worden sind, wurden einfach 

nur massiv nach hinten verzögert. Wem schaden wir denn damit? – Wir verzögern 

Projekte, wir schaden denjenigen, die das bezahlen, und das sind die Steuerzahler 

und Steuerzahlerinnen. Das ist unsere Bevölkerung, um die wir uns hier kümmern 

müssen. Darum sagen wir ganz klar: Das Verbandsklagerecht gehört massiv einge-

schränkt, auf ein Mindestmaß heruntergebrochen – im Sinne unserer Bürgerinnen und 

Bürger, in dem Sinne, dass es weitergeht, in dem Sinne, dass wir ohne eine Klage 

Krankenhäuser bauen können.

Wir müssen einfach einmal anerkennen: Wir leben in einem Rechtsstaat, wir haben 

rechtliche Regelungen, die den Umwelt-, den Natur- und den Artenschutz betreffen. 

Die werden immer untersucht, die werden immer eingehalten. Es gibt in so vielen 

Fällen überhaupt keinen Grund, gegen irgendwelche Vorhaben, die den Menschen 

vor Ort dienen, zu klagen. Meine sehr verehrten Damen und Herren, deshalb müssen 

wir das Verbandsklagerecht reformieren, wir müssen es einschränken, und deswegen 

lehnen wir den Antrag ab.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)
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Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Es liegt eine Meldung zu einer Zwi-

schenbemerkung von Herrn Kollegen Christian Hierneis von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN vor.

Christian Hierneis (GRÜNE): Liebe Frau Kollegin Jakob, die Gerichte lassen die 

Klagen nur zu, wenn sie zum Ersten zulässig sind und zum Zweiten Aussicht auf 

Begründetheit besteht.

(Zuruf: So ein Schmarrn! – Zuruf des Abgeordneten Sebastian Friesinger (CSU))

– Sie haben beide das Beispiel des Fischotters genannt. Dass ich über diese Klage 

nicht glücklich bin, wissen Sie, und ich habe auch nichts gegen eine Regionalisierung 

der Verbandsklage; aber die Ministerriege hat im Ministerratsbeschluss die Abschaf-

fung der Verbandsklage gefordert, und dagegen habe ich mich gewendet, nicht gegen 

eine Veränderung oder Regionalisierung. Dass niedersächsische Vereine in Bayern 

herumklagen, finde ich auch nicht witzig; aber vor allem finde ich die Abschaffung 

nicht witzig.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Dann hätte er es so schreiben sollen!)

Marina Jakob (FREIE WÄHLER): Na ja, aber in Ihrem Antrag steht drin, Sie wollen 

alles so beibehalten, wie es jetzt ist, und Sie wollen nicht, dass wir es reformieren. Wir 

hätten uns bestimmt auf einen gemeinsamen Reformantrag einigen können,

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Vielleicht!)

in dem wir es gemeinsam vielleicht auf ein Mindestmaß hätten herunterfahren können; 

aber im Antrag steht drin: Wir lassen alles so, wie es ist.

(Christian Hierneis (GRÜNE): Abschaffung!)

Deswegen kann ich das jetzt nicht nachvollziehen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Frau Kollegin Jakob. – 

Nächste Rednerin ist Frau Kollegin Anna Rasehorn für die SPD.

(Zuruf von der AfD: Demokratische Parteien!)

Anna Rasehorn (SPD): Sehr geehrtes Präsidium und – die rechte Seite hat es wieder 

erkannt – liebe Kolleg:innen der demokratischen Fraktionen! In Bayern gibt es gerade 

einen politischen Trend: Wir diskutieren ganz viel über Bürokratieabbau, und wenn 

man hier genau hinschaut, stellt man fest, es ist immer ein schmaler Grat zwischen 

weniger Naturschutz, weniger Bürger:innenbeteiligung,

(Lachen bei der AfD)

weniger Kontrolle und eventuell auch weniger Rechtsstaat; denn wer das Verbands-

klagerecht angreift, baut hier keine Bürokratie ab. Er baut Kontrolle ab. Das ist ein 

gewaltiger Unterschied.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, für alles, was beim Planen und beim Bauen schief-

läuft, wird leider ganz oft nach Schuldigen gesucht: Mal sind es die Umweltauflagen, 

mal ist es Europa, mal sind es die Naturschutzverbände, und jetzt soll das Verbands-

klagerecht schuld daran sein, dass man in Bayern nicht vorankommt. Nur hält diese 

Geschichte den Fakten nicht stand. Herr Hierneis hat es gerade schon gesagt: Ver-

bandsklagen machen gerade einmal 0,1 % aller Verfahren bei den Verwaltungsgerich-

ten aus. Wer ernsthaft behauptet, das sei der Grund für langsame Planungen und 

Investitionsstau in Bayern, lässt vieles aus.

Die eigentlichen Probleme kennen wir doch: zu wenig Personal in den Genehmigungs-

behörden, zu wenig Digitalisierung, schlechte Planung und immer neue Planänderun-

gen, bei denen Bürger:innen zum Teil nicht mitgenommen werden. Das Dritte Moder-

nisierungsgesetz Bayern lässt grüßen. Und – auch eine Zahl spricht für sich – über 

50 % der Verbandsklagen sind erfolgreich. Das heißt: Gerichte stellen fest, dass 

gegen geltendes Recht verstoßen wurde oder Genehmigungen fehlerhaft waren. Und 
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was ist die Konsequenz daraus? – Nicht bessere Planung, nicht mehr Qualität, nicht 

mehr Personal. Man will diejenigen schwächen, die diese Fehler überhaupt erst ans 

Licht bringen. Das ist ungefähr so, als würde man den Rauchmelder abschrauben, 

weil einem der Alarm nicht gefällt.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Na ja!)

Das Problem verschwindet dadurch auch nicht, es wird nicht mehr sichtbar, oder es 

taucht erst viel später, wie es bei uns in Augsburg ist, im Verfahren auf.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Na ja!)

Das ist ein Recht, und wir wollen auch, dass geltendes Recht eingehalten wird. Weil 

ich weiß, dass es jetzt gleich von der anderen Seite kommt, sage ich es selbst: 

Ja, auf Bundesebene haben wir nach sehr langem Ringen in der SPD einer Reform 

zugestimmt, weil wir für eine Reform des Verbandsklagerechts sind, wenn die Punkte, 

über die wir diskutieren können, für uns passabel sind. Wir haben aber nicht irgendwie 

für die Abschaffung des Verbandsklagerechts votiert.

Sowohl in unserem Parteiprogramm als auch in unserem Grundsatzprogramm steht, 

dass wir hinter dem Verbandsklagerecht stehen, dass wir in einigen Punkten darüber 

diskutieren können, es aber auf gar keinen Fall abschaffen wollen. Das ist die Sorge 

der GRÜNEN, und deswegen können wir sagen: Ja, wir stehen hinter dem Verbands-

klagerecht. Wir wollen, dass Bürgerinnen und Bürger mitgenommen werden. Wir kön-

nen einer Reform aufgeschlossen gegenüberstehen – da haben wir uns auch offen 

gezeigt –, aber die GRÜNEN haben die Sorge, dass es abgeschafft wird, und wir 

wollen auch nicht, dass es abgeschafft wird. Deswegen stimmen wir dem Antrag zu.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Es gibt eine Meldung zu einer Zwi-

schenbemerkung von Herrn Kollegen Prof. Dr. Winfried Bausback von der CSU.

Protokollauszug
84. Plenum, 07.07.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 18

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5097


Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU): Sehr verehrte Frau Kollegin, Sie haben eben 

in Ihrer Rede davon gesprochen, dass es weniger Rechtsstaat geben würde. Finden 

Sie nicht, dass man für eine ehrliche Debatte auch einmal differenziert herangehen 

muss und dass unser Rechtsstaat, vor allem den subjektiven Rechtsschutz im Blick 

hat, und das ist überhaupt nicht Thema bei Verbandsklagen? Sie argumentieren mit 

Prozentzahlen in der Verwaltungsgerichtsbarkeit; aber in der Verwaltungsgerichtsbar-

keit gibt es ein ganz weites Feld.

Anna Rasehorn (SPD): Ich weiß.

Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU): Es ist nicht die Frage, ob 0,1 % der Verfahren 

die Verbandsklage betreffen, sondern die Frage ist: Welche Gegenstände sind davon 

betroffen? Welche Großprojekte sind davon betroffen? Geht es um individuelle Rech-

te, die verletzt werden, oder geht es um ein institutionell objektiviertes Interesse, das 

in unserem Rechtsstaat auch noch anders geschützt und kontrolliert wird?

Ich finde, Sie nützen eine sehr vereinfachende und unzutreffende Darstellung. Sie 

haben versucht, numerisch zu begründen, dass diese Verbandsklagen, die hier vor-

gebracht werden, zum einen marginal seien, und zum anderen tun Sie so, als ob 

der Rechtsstaat zusammenbricht, wenn Verbandsklagen eingereicht werden. Das ist 

mitnichten der Fall. Unsere Tradition im Rechtsstaat ist zunächst einmal –

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege 

Prof. Dr. Bausback.

Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU): – der Schutz von Betroffenen, die in eigenen 

Rechten verletzt sind, und da ist die Verbandsklage eine große Ausnahme und unse-

rem Rechtssystem eigentlich systemfremd.

(Beifall bei der CSU)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Frau Kollegin Rasehorn, bitte.
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Anna Rasehorn (SPD): Lieber Kollege, dann versuche ich, historisch zu argumentie-

ren. Die historische Auslegung ist durchaus auch üblich.

Warum gibt es denn das Verbandsklagerecht? Sie haben uns zu Recht gesagt: Wenn 

man klagen möchte, braucht es eine subjektive Betroffenheit. Die gibt es oft nicht, 

zumal auch Tiere oder Pflanzen keinen subjektiven Rechtsschutz beantragen können, 

weil sie ihr Recht nicht sozusagen vor das Gericht bringen können. Deswegen hatten 

wir uns für diese Ausnahme ausgesprochen, dass Verbände, die sich mit diesem 

Thema fachspezifisch auskennen, für diese Pflanzen, Tiere, Flora, Fauna Partei er-

greifen können.

Wir erleben es doch ehrlicherweise in vielen Bereichen, in denen die Umweltverbände 

regional mit dabei sind, dass sie da sehr genau hinschauen und dieses Verbandsrecht 

sehr bewusst einsetzen. Wie gesagt, wir haben gesagt: Wir stehen einer Reform für 

Fälle, bei denen von irgendwo in NRW ein Naturschutzverband klagt, der nicht lokal 

vor Ort ist, offen gegenüber. Wir stellen uns aber doch dagegen, dass das Verbands-

klagerecht so arg beschnitten oder gar abgeschafft wird, weil wir diese Ausnahme 

historisch gerecht für unsere Flora und Fauna geschaffen haben, und auch das ist 

doch ein schützenswertes Gut, über das wir –

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Frau Kollegin Rase-

horn.

Anna Rasehorn (SPD): – diskutieren müssen.

(Beifall bei der SPD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Frau Kollegin Rase-

horn. – Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen, 

und wir kommen zur Abstimmung. Der federführende Ausschuss für Umwelt und 

Verbraucherschutz empfiehlt die Ablehnung des Antrags.
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Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD. Gegenstimmen! – CSU, FREIE WÄHLER und 

AfD. Enthaltungen? – Keine. Der Antrag ist abgelehnt.
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